
Das politische Leben ist geprägt von kurz-, 
mittel- und langfristigen Kämpfen. Ohne jeden 
Zweifel ist die Wahrung einer glaubwürdigen 
und erfolgreichen Neutralität ein langfristiges 
strategisches Ziel von grosser Bedeutung für die 
Schweiz. Nach innen ist sie eine Garantie für 
Sicherheit, Wohlstand und Stabilität für unsere 
Bürgerinnen und Bürger. Nach aussen ist die 
Neutralität der Beitrag unseres Landes für den 
Frieden und die globale Stabilität.

«Wir wollen durchhalten, damit wir Herr im 
eigenen Haus bleiben, was auch immer ge-
schieht.» Im Mai 1943 beendete General Guisan 
eine Rede vor der Schweizerischen Unteroffi-
ziersgesellschaft mit diesen Worten. In seiner 
Ansprache hatte er betont, dass die Bewahrung 
unserer Errungenschaften wichtig ist und hat 
dabei ausführlich auf die Bedeutung der Neutra-
lität für unser Land hingewiesen. Denn, so sagte 
General Guisan damals, «der Krieg wird immer 
mehr oder weniger in der Nähe unserer Grenzen 
stattfinden».

Heute gewinnen diese Worte zunehmend an 
Bedeutung. Nur wenige Flugstunden von uns 
entfernt sind zwei Kriege ausgebrochen, in die 
jeweils mindestens ein demokratischer Staat ver-
wickelt ist. Diese bewaffneten Konflikte haben 
auch Auswirkungen auf unsere Institutionen: 
Der Druck auf unser Parlament ist gross und 
die Mitte-Links-Mehrheit drängt immer stärker 
darauf, dass wir als Staat Partei ergreifen, dass 
wir uns auf eine Seite schlagen.

Es ist absurd: Die gleiche pazifistische Linke, 
die unsere Rüstungsindustrie immer bekämpft 
hat und die die Abschaffung der Armee fordert, 
setzt sich heute für Waffenexporte und für die 

militärische Unterstützung einer Kriegspartei 
ein! Was sich leicht daher sagen lässt, ist in der 
Praxis hoch problematisch: Wer sich zum Teil 
eines Konfliktes macht, – und genau das ist die 
Folge, wenn man in einem Krieg einseitig Partei 
nimmt – der kommt nicht unbeschadet aus der 
Sache heraus.

Die Schweiz kann nicht den Sieg 
bringen, sondern zum Frieden bei-
tragen
Die Neutralität ist der Beitrag zum Frieden, 
den die Schweiz auf der Bühne der Weltpolitik 
bieten kann. Wir müssen realistisch sein: Bei 
Konflikten, in denen Grossmächte wie die USA, 
die EU, die Nato mitmischen, kann die Schweiz 
das Blatt nicht wenden. Die Schweiz ist zu klein, 
um den Sieg herbeizuführen. Sie kann jedoch 
helfen, friedliche Lösungen zu finden, indem 
sie Verhandlungen auf neutralem Boden ermög-
licht und ihre Guten Dienste, ihr Fachwissen, 
anbietet.

Meine Damen und Herren, vielleicht haben Sie 
gehört, die Neutralität sei mit einseitigen Sank-
tionen und mit indirekten Waffenlieferungen 
zu vereinbaren. Lassen Sie sich nicht täuschen! 
Die selbsternannten Rechts-Experten übersehen 
gerne, dass es nicht ausreicht, wenn eine die 
einseitige Parteinahme in einem Konflikt keine 
Verträge verletzt. Um international anerkannt zu 
sein und zu bleiben, muss die Neutralität glaub-
würdig sein. Ausser einiger parlamentarischer 
Gruppen sowie einiger Bundesbeamter glaubt 
heute niemand mehr, dass sich die Schweiz neu-
tral verhält. Tatsache ist, dass Konfliktparteien 
heute unsere Guten Dienste ablehnen. Wie kann 
man behaupten, dass unsere Neutralität wirk-
sam ist, wenn die Konfliktparteien nicht einmal 
an unserem Verhandlungstisch Platz nehmen 
wollen?

Dies kann nicht länger so bleiben! Wir können 
nicht Neutralität predigen und uns gleichzei-
tig auf die Seite einer Kriegspartei schlagen. 
Die Schweizer Neutralität hat unserem Land 
Sicherheit, Respekt, Wohlstand und aussenpo-
litische Glaubwürdigkeit gebracht. Diese Er-
rungenschaften sind heute in Gefahr. Deshalb 
müssen wir jetzt die Neutralitätsinitiative mit 

aller Kraft unterstützen. Nur die Verankerung 
der Grundsätze der Neutralität in der Verfassung 
gewährleistet, dass die Schweiz ein unabhängi-
ges, souveränes, stabiles und weltoffenes Land 
bleibt.

Dies, meine Damen und Herren, ist das, was wir 
der Welt bieten können. Vor allem aber ist es das, 
was wir unseren Mitbürgerinnen und Mitbürgern 
bieten müssen.
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Junge SVP wieder wählerstärkste Jungpartei

JSVP BE stellt als stärkste Jungpartei künftig die 
jüngste Nationalrätin (Katja Riem) und den jüngsten 
Grossrat (Nils Fiechter)
Als wählerstärkste Jungpartei stellt die Jun-
ge SVP Kanton Bern künftig die jüngste 
Nationalrätin der Schweiz und den jüngsten 
Grossrat des Kantons Bern. JSVP-Mitglied 
Katja Riem (26 Jahre) schaffte die Wahl auf 
der Hauptliste der SVP gleich bei ihrer ersten 
Kandidatur. Mit dem Nachrücken von Nils 
Fiechter (27 Jahre), Co-Parteipräsident, stellt 
die Junge SVP im Weiteren auch das jüngste 
Mitglied des 160-köpfigen Grossen Rates. Die 
Erfolge unserer Jungpartei sowie von Katja 
Riem und Nils Fiechter zeigen auf, dass es sich 
lohnt, als junge Generation für klar bürgerli-
che Anliegen einzustehen.

Die Junge SVP Kanton Bern ist hocherfreut, bei 
den Nationalratswahlen vom 22. Oktober 2023 
wieder zur wählerstärksten Jungpartei des Kan-
tons erkoren worden zu sein. Die Jungen Grünen 
wurden hierbei zurückgebunden und verloren 
0,6 Wählerprozente (2019: 1,7%, 2023: 1,1%). 
Die sogenannt «Grüne Welle» konnte damit 
auch bei den jungen Wählern gebrochen werden. 
Die Junge SVP konnte sich um 0,4% von 1,2% 
(2019) auf 1,6% (2023) steigern.

Mit einem sensationellen Resultat (101’345 
Stimmen) konnte die bisherige jüngste Grossrä-
tin Katja Riem (26 Jahre), am 22. Oktober den 
Einzug in den Nationalrat feiern. Katja Riem 
ist seit Jahren Mitglied der Jungen SVP Kanton 

Bern. Katja Riem sagt zu ihrem Erfolg: «Meine 
Wahl in den Nationalrat freut und ehrt mich 
riesig. Ich werde die Anliegen der jungen Gene-
ration in unser Parlament einbringen und mich 
mit aller Kraft und Herzblut für unsere Schweiz 
einsetzen.».

Aufgrund der Wahl von Thomas Knutti und Ernst 
Wandfluh in den Nationalrat konnte im Weiteren 
unser Co-Parteipräsident, Nils Fiechter, in den 
Grossen Rat nachrücken. Mit seinen 27 Jahren 
ist er künftig der jüngste Kantonsparlamentari-
er – dies als direkte Nachfolge der bisherigen 
jüngsten Grossrätin: Katja Riem. Nils Fiechter 
sagt hierzu: «Das Narrativ, junge Leute seien 
links, trifft nicht zu. Wir sind die wählerstärkste 

Jungpartei im Kanton – mit klar liberal-kon-
servativem Gedankengut. Mit meinem Gross-
ratsmandat werde ich den jungen Menschen 
eine Stimme geben, welche sich Sorgen um die 
Zukunft unseres Landes machen.».

Die Junge SVP Kanton Bern wünscht Katja 
Riem und Nils Fiechter in ihren neuen Ämtern 
viel Erfolg und politische Durchsetzungsfähig-
keit. Auch die Vizepräsidentin der Jungen SVP 
Kanton Bern, Sandra Schneider, welche seit 
2018 Mitglied des Grossen Rates ist, wird die 
Anliegen unserer Jungpartei weiterhin mit Weit-
sicht und Engagement im Kantonsparlament 
einbringen.
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Aktuelles der Jungen SVP  
auf einen Blick
In dieser Rubrik spricht der Präsident über Aktualitäten und  
politische Schwerpunkte der Jungen SVP.

Hamas-Unterstützer in den Reihen von Rot-Grün aufge-
deckt! 
Forderungskatalog im Zuge der terroristischen An-
schläge der Hamas auf Israel
Mit Entsetzen musste -die Junge SVP Schweiz in den letzten Tagen fest-
stellen, wie stark die islamistisch-antisemitischen Unterstützer auch in der 
Schweiz vertreten sind. Insbesondere im Rot-Grünen Lager zeigen sich die 
Verflechtungen gewisser Mitglieder zu den Hamas. Nebst dem bereits vor 
einiger Zeit veröffentlichten Skandal um Geri Müller, welcher die Hamas 
in das Bundeshaus geladen hatte, hat die Junge SVP Schweiz einen an-
scheinenden Unterstützer der Terrorattacke der Hamas aufgedeckt. So hat 
Caian Samuel Sempach, ein ehem. Vorstandsmitglied der Juso Solothurn 
und Kantonsratskandidat im Jahr 2021, nach der islamistischen Terrorat-
tacke ein Video geteilt, in welchem der Abbruch des Grenzzauns durch 
die Hamas gezeigt wird, wobei durch offensichtliche Hamas-Mitglieder 
und Hamas-Unterstützer mehrfach „Allahu Akbar“ geschrien und in die 
Luft geschossen wird. Bei der Durchsicht des Profils von Caian Samuel 
Sempach zeigt sich, dass unter anderem Cedric Wermuth und auch die Juso 
Solothurn Follower von ihm sind, was eine bestehende Verbindung mit der 
Partei nahelegt. (Sie finden das belastende Bildmaterial dazu im Anhang.)
Vorschlag kürzere Formulierung:
Die immer noch andauernden terroristischen Anschläge der Hamas auf 
Israel forderten und fordern unzählige Menschenleben. Aufgrund dessen 
und dem Umstand, dass die hiermit in Verbindung stehenden Schweizer 
Terror-Sympathisanten zunehmend ans Licht kommen, stellt die Junge 
SVP Schweiz nachfolgenden Forderungskatalog:

1.  Unterstützung der Schweizer Bevölkerung vor Ort – EDA bisher 
höchst inkompetent

Die Schweiz hat als Sofortreaktion alles zu unternehmen, um die Schwei-
zerinnen und Schweizer, die vor Ort leben oder sich als Touristen vor Ort 
aufhalten, zu unterstützen. Das EDA unter BR Ignazio Cassis hat sich im 
Zusammenhang mit dieser Forderung bisher als höchst inkompetent er-
wiesen. In Zusammenarbeit mit Israel sind ausreichend Rückflüge für die 
Schweizerinnen und Schweizer vor Ort zu organisieren.

2.  Einstufung der Hamas als Terrororganisation
Parlament und Bundesrat haben die Hamas offiziell als Terrororganisation 
einzustufen und alle notwendigen rechtlichen und politischen Massnahmen 
zu ergreifen, um ihre Aktivitäten innerhalb der Schweiz zu bekämpfen.

3.  Keine Akzeptanz von Hamas-Sympathisanten – Sympathisanten 
haben ihr Aufenthaltsrecht, egal in welcher Form, verwirkt

Der Bund hat das Aufenthaltsrecht von Asylbewerbern, Ausländern und 
Doppelbürgern aus Palästina und anderen islamischen und islamistischen 
Staaten, die Sympathien für die Hamas zeigen, zu entziehen und die Sym-
pathisanten aus der Schweiz auszuschaffen. Wer mit der islamistischen 
Terrororganisation sympathisiert, ist offensichtlich nicht an Leib und Le-
ben bedroht. Zudem stellen diese Personen unbestritten eine Gefahr für die 
Schweiz und die Schweizer Bevölkerung dar.

4.  Streichung der Entwicklungshilfe
Die Schweiz hat die Entwicklungshilfe für Palästina mit sofortiger Wir-
kung einzustellen, da die Hamas eine terroristische Organisation ist und die 
Finanzmittel indirekt für terroristische Aktivitäten genutzt werden können.

5.  Distanzierung von der Juso, der SP und der Grünen Partei von 
Hamas-Sympathisanten

Die Juso, die SP und die Grüne Partei haben nach der Veröffentlichung der 
Hamas-Sympathisanten in den eigenen Reihen öffentlich und nachdrück-
lich zu erklären, dass sie sich von der Hamas distanzieren und Mitglieder 
oder Sympathisanten, die der Hamas nahestehen, aus ihren Reihen aus-
schliessen.

6.  Besserer und staatlich finanzierter Schutz von jüdischen Gemein-
schaften in der Schweiz

Anhänger der Hamas weilen heutzutage bereits mitten unter uns. Es besteht 
deshalb die reale Gefahr, dass israelische, resp. jüdische Gemeinschaften 
von radikalen Islamisten gewaltsam aufgesucht werden. Die Junge SVP 
Schweiz fordert deshalb Bund wie auch Kantone auf, das Sicherheitsdispo-
sitiv zum Schutze jener «weichen Ziele» aufzustocken und den jüdischen 
Gemeinschaften ab sofort bestmöglichen polizeilichen Schutz – auf Kosten 
der Allgemeinheit – zu gewähren.

Stop Woke: Unter dem Motto «Säg’s eifach» lanciert die 
Junge SVP eine Kampagne für die Meinungsfreiheit
Eine gross angelegte Tamedia-Umfrage von Mitte 2023 enthüllt eine dra-
matische Entwicklung: Zwei von fünf Schweizerinnen und Schweizern 
sind der Ansicht, sie könnten ihre Meinung öffentlich nicht mehr frei 
äussern. Insbesondere Junge getrauen sich, aus Angst vor Benachteiligung 
und Ausgrenzung, immer weniger zu sagen, was sie denken. Bei bürgerlich 
gesinnten Personen ist diese Angst besonders gross.
Dies erstaunt nicht. So hat in den letzten Jahren der Woke-Wahn auch in 
der Schweiz immer mehr um sich gegriffen. Was noch gesagt werden darf 
und was nicht, wird von intoleranten Linken vorgegeben. Wer sich nicht 
an das linke Sprachdiktat hält, wird diskriminiert und stigmatisiert. Wer 
seine Meinung im Internet sagt, muss mit Shitstorms und Zensur rechnen.
Es wird deshalb Zeit, das linke Sprachdiktat zu durchbrechen. Deshalb lan-
ciert die Junge SVP eine Kampagne für die Meinungsfreiheit. Die Mitglie-
der der Jungen SVP Schweiz gehen dabei mit gutem Beispiel voran. «Unter 
dem Motto «Säg’s eifach» sagen wir, was wir denken. An der Kampagne 
können sich aber alle beteiligen. Wer mitmachen möchte, muss uns seine 
Meinung in der Form eines Zitats senden und sich identifizieren lassen. Das 
ist alles. Noch wichtig: Unsere Kampagne ist offen für alle Meinungen und 
Haltungen. Auch unsere politischen Gegner sollen sagen können, was sie 
denken. Was öffentlich publiziert wird, entscheidet aber die Junge SVP, 
sagt David Trachsel, Präsident der Jungen SVP.  
Die ersten beiden Veröffentlichungen sind die Zitate unseres Präsidenten 
David Trachsel und unseres Strategie-Chefs Nils Fiechter:
«Den Untergang der Welt aufgrund eines „menschengemachten Klima-
wandels“ zu beschwören ist für mich etwas zwischen einem schlechten 
Märchen und Blasphemie», David Trachsel
«Die Menschheit kennt zwei Geschlechter. Punkt.», Nils Fiechter
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Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass obenstehende _________ (Anzahl) Unterzeichnerinnen und Unterzeichner  
in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte in der erwähnten Gemeinde ausüben.

 Die zur Bescheinigung zuständige Amtsperson:

 Amtliche Eigenhändige
 Eigenschaft: Unterschrift:

Ort:         

Datum:

Amtsstempel

Bitte sofort vollständig oder teilweise ausgefüllt bis am 31. Dezember 2023 einsenden an: 
BNL, 3000 Bern
Mehr Informationen oder Bestellung bzw. Herunterladen von Unterschriftbogen: www.BNL-UNP.ch/referendum

Ablauf der Referendumsfrist: 18. Januar 2024

Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das Ergebnis einer Unterschriftensammlung fälscht, macht sich strafbar nach Art. 281 beziehungsweise nach 
Art. 282 des Strafgesetzbuches.

Die unterzeichneten stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger verlangen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung vom 18. April 1999 und nach dem Bundesgesetz vom 17. Dezember 1976 über  
die politischen Rechte, Art. 59a-66, dass das Bundesgesetz vom 29.September 2023 über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien (Änderung des Energiegesetzes und des Stromversorgungsgesetzes) 
der Volksabstimmung unterbreitet werde.

Referendum gegen das Bundesgesetz vom 29. September 2023 über eine sichere Stromversorgung mit erneuerbaren Energien 
(Änderung des Energiegesetzes und des Stromversorgungsgesetzes)
(im Bundesblatt veröffentlicht am 10. Oktober 2023).

Zerstörerischer 
«Mantelerlass»

NEIN
Naturschutz aufgeben?

 Jetzt unterschreiben

 Nr.    Name, Vorname   Geburtsdatum  Wohnadresse  Eigenhändige Unterschrift     Kontrolle
  (Eigenhändig und möglichst in Blockschrift)  Tag, Monat, Jahr  Strasse, Hausnummer   Leer lassen

 1

 2

 3

 4

 5

Kanton:                                                                              Postleitzahl:                             Politische Gemeinde:

Bitte hier abtrennen und sofort einsenden. Danke. 

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politischen Gemeinde in eidgenössischen  
Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bürgerinnen und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen.Bitte alle Felder ausfüllen!

Der zerstörerische «Mantelerlass» umfasst eine Revi sion 
des Energie- und Stromversorgungsgesetz (Überarbeitung 
in «einem Mantel»).

Das Hauptanliegen ist der Durchbruch der Strom
produktion. Die Natur, unsere Landschaft und die Demo-
kratie werden dabei zerschlagen!

Der Mantelerlass will neu einen grundsätzlichen Vorrang 
von Stromproduktion gegenüber dem Naturschutz. Das ist 
verfassungswidrig – denn die Verfassung will, dass nichts 
systematisch als wertvoller behandelt wird als Natur und 
Landschaft. 

Die Artenvielfalt und die Landschaft sollen geopfert wer-
den, obwohl es Alternativen auf bestehenden Dächern und  
Infrastrukturen gibt.

Das Beschwerderecht gegen einzelne Anlagen gibt es  
zwar weiterhin. Einsprachen von Privaten und Umwelt-
organisationen haben jedoch kaum Erfolgschancen. 

Sogar die Schutzgebiete im Bundesinventar der wertvolls-
ten Landschaften und Naturdenkmäler können geopfert 
werden: Auf Schutz-, Wiederherstellungs-, Ersatz- oder 
Ausgleichsmassnahmen darf neu verzichtet werden.

Der Bundesrat kann die Bewilligungsverfahren konzen-
trieren und abkürzen, womit er potenziell die Gemeinden 
entmachtet und demokratische Rechte ausschaltet.

Helfen Sie uns, unsere Natur, Landschaft und Demo
kratie zu schützen – kämpfen Sie mit uns gegen  
die zerstörerischen Massnahmen des Parlaments!

Unterschreiben Sie das Referendum noch heute und sammeln Sie bis Ende des Jahres so viele Unterschriften  
wie möglich in Ihrer Familie und Ihrem Freundeskreis.

DIE IDEE, Niederbottigenweg 101, 3018 Bern
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Wahlkampfrückblick: «Wir gewinnen die Schweiz  
zurück»

Unter diesem Motto lancierten wir als Jun-
ge SVP Schweiz vor rund sechs Monaten 
unseren Wahlkampf für die eidgenössischen 
Wahlen. Denn uns ist es ein Anliegen, die 
bewaffnete Neutralität zu schützen, eine wei-
tere ungebremste Masseneinwanderung und 
das damit verbundene Asylchaos zu stop-
pen, der Woke-Ideologie den Riegel zu schie-
ben, unsere Energieversorgung zu sichern 
und nie wieder zuzulassen, dass eine kleine 
Gruppe von privilegierten Berufspolitikern 
die Grundrechte der Bürger mit diskrimi-
nierenden Massnahmen einschränkt, wie es 
während der Corona-Pandemie der Fall war.

Unser Wahlergebnis vom 23. Oktober 2023 
zeigt: Diese Politik hat Zukunft. 

Gewählte und fast Gewählte
–  Es freut uns im Besonderen, dass ein weiteres 

Mitglied der Jungen SVP den Sprung in den 
Nationalrat schaffte: Katja Riem, Kandidatin 
Liste 1 der SVP Kanton Bern. Wir wünschen 
dir, liebe Katja, alles Gute und viel Kraft 
zu Lösungen im Sinne der Wählerinnen und 
Wähler und der Jungen SVP.

–  Weiter dürfen wir den bisherigen Nationalrä-
ten und JSVP-Mitgliedern zu ihrer Wieder-
wahl gratulieren: Mike Egger (SG) und Ben-
jamin Fischer (ZH), wir danken euch herzlich 
für Euren Einsatz für unsere Schweiz. 

–  Ebenfalls erwähnenswert ist das Wahlergebnis 
von Sarah Regez, die für die SVP Baselland 
kandidierte. Sarah erreichte den ersten Ersatz-
platz auf der Hauptliste und das 5. beste Wahl-
ergebnis von 177 Kandidaten in ihrem Kanton. 

Spitzenergebnisse
–  Besonders erwähnenswert ist das Top-Ergeb-

nis, welches die Junge SVP Kanton Freiburg 
erzielte. Im Gegensatz zu den Wahlen von 
2019 verdoppelte sich deren Wähleranteil von 
damals 0.93% auf heute 1.94%. Dies dürfte 
nicht zuletzt ihrer klugen Wahlstrategie, mit 
3 Listen anzutreten, geschuldet sein. Auch die 
Kantonalsektion Schaffhausen schnitt über-
durchschnittlich gut ab und vermochte mit 
1.32% heute ihre Wähleranteile aus dem Jahr 
2019 mit 0.68% beinahe zu verdoppeln.

–  Die JSVP-Kantonalsektionen aus Bern 
(+25%), Luzern (+31%) und Basel-Stadt 
(+20%) konnten jeweils die genannte Prozent-
zahl im Vergleich zum Jahr 2019 dazugewin-
nen. Die Sektion Oberwallis verbuchte dieses 

Jahr im Vergleich zu 2019 rund 1000 Stimmen 
mehr.

–  Das schweizweit höchste Jungparteien-Ein-
zelwahlresultat wurde mit 9400 Stimmen auf 
der Liste der Jungen SVP Kanton Bern erzielt. 

Erfreuliches
–  Der Grundtenor der Rückmeldungen zu den 

Wahlen war grundsätzlich erfreulich. Der 
Parteileitung wurde u.a. mitgeteilt, dass «der 
Drive auf der Liste, die Akzeptanz als Jung-
partei und der starke Zuwachs» grosse Moti-
vatoren darstellen würden, auch weiterhin mit 
vollem Elan für unsere Werte einzustehen.

–  Die Junge SVP Kanton Luzern konnte bei 
diesen Wahlen zum ersten Mal mit einer vollen 
eigenen Liste antreten.

Strategisches
–  Von einigen Kantonen traf die Rückmeldung 

ein, dass gewisse Schwierigkeiten bestanden 
haben, ihre Listen mit der Maximalzahl an 
Kandidaten zu füllen. Es ist daher empfehlens-
wert, bereits jetzt frühzeitig sicherzustellen, 
dass sich für die nächsten eidg. Wahlen vom 
Jahr 2027 genügend geeignete Kandidaten fin-
den lassen.

–  Auch wenn bei diesen Wahlen nicht restlos 
alle gesetzten Ziele in den Kantonalsektionen 
erreicht werden konnten, war es vielerorts 
möglich, Neumitglieder zu gewinnen. Beson-
deren Wert hierrauf legte die Junge SVP Kan-
ton Genf.

–  Die Junge SVP Kanton Schwyz teilte der 
Parteileitung in einer selbstkritischen Analyse 
mit, dass ihre Wahlergebnisse nicht den ei-
genen Erwartungen entsprachen und sich das 
Wahlresultat im Vergleich zum Jahr 2019 bei-
nahe halbierte. Natürlich erscheint diese Rück-
meldung auf den ersten Blick enttäuschend zu 
sein, doch aus strategischer Sicht ergibt sich 
ein anderes Bild: Die Jungpartei und die SVP 
Kanton Schwyz arbeiteten sehr eng miteinan-
der, wodurch sich viele Wähler wahrscheinlich 
direkt für die Unterstützung der Mutterpartei 
entschieden. Bei den Ständeratswahlen dürf-
te sich dieser Effort gelohnt haben: Pirmin 
Schwander wurde im ersten Wahlgang in den 
Ständerat gewählt. Das Engagement der sehr 
aktiven Jungen SVP im Kanton Schwyz hat 
sich somit trotzdem bezahlt gemacht.

–  Auch die Junge SVP Solothurn schnitt bei den 
diesjährigen Wahlen mit rund 1000 Stimmen 
weniger als im Jahr 2019 ab. Die SVP Solo-
thurn trat mit insgesamt vier Listen an, wobei 
eine der Listen namens «Keine-10-Millionen-
Schweiz» dermassen gut abschnitt, dass sie die 
GLP- und EVP-Liste schlugen und damit auch 
Stimmen von der JSVP SO «abzog». Damit 
waren diese Wählerstimmen aber nicht «ver-
loren» und die SVP SO und die Junge SVP SO 
konnten ihre Sitze halten. Ebenfalls freut sich 
die Junge SVP Solothurn über einige, während 
dem Wahlkampf akquirierte Neumitglieder. 
Fast dieselbe Rückmeldung erreichte uns aus 
dem Kanton Tessin, wo der prozentuale Wäh-

leranteil für die Junge SVP im Vergleich zu 
2019 ebenfalls sank.

–  Im Kanton Zürich haben mit Ausnahme der 
Jungen Mitte alle Jungparteien im Vergleich 
zu 2019 Verluste hinnehmen müssen. So auch 
die Junge SVP (-8% im Vergleich zum Gesam-
tresultat von vor vier Jahren). Zahlenmässig 
konnte sich die Zürcher Kantonalsektion er-
freulicherweise jedoch um gut 250 Stimmen 
verbessern.

–  Die Junge SVP Kanton Aargau hat es als 
besonders effizient und wertvoll erachtet, an 
Kandelabern allgemeine Partei-Slogans zu 
spezifischen Themen aufzuhängen. So sah 
man nebst all den vielen Gesichtern auch 
schlagkräftige Statements der Jungpartei. Die-
ses Modell ist für andere Kantonalsektionen 
sicherlich ebenfalls empfehlenswert, um Li-
stenstimmen zu generieren.

Fazit
Wo eine klare SVP-Politik gemacht wird, ge-
winnt die SVP. Um Erfolg zu haben, braucht es 
eine ehrliche und authentische Politik mit einem 
klaren Bekenntnis zu unseren Grundwerten. Als 
Jungpartei soll und darf man sich hohe Ziele ste-
cken. Falls diese Ziele nicht erreicht werden, ha-
ben wir jeweils trotzdem und ganz direkt etwas 
für unsere Zukunft getan. Für unsere Partei sind 
nicht nur Wählerprozente entscheidend, sondern 
ganz im Besonderen die Quantität und Qualität 
unserer Mitglieder. Wir brauchen engagierte, 
junge Menschen, die sich nicht zu schade sind, 
für ihre Heimat anzupacken, Zeit zu investieren, 
unangenehme Situationen auszuhalten und klipp 
und klar zu ihrer Meinung zu stehen.

Wir müssen den bisherigen Kurs beibehalten 
und weiterhin dafür kämpfen, dass wir unser 
Land auf allen Ebenen zurückgewinnen.

  
Von Nils Fiechter,
Chef Strategie Junge 
SVP Schweiz,
Gemeindeverwalter
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Die Wahlen und die Zukunft der Jungen SVP – David 
Trachsel im Interview
Als David Trachsel im Frühjahr 2020 das Präsidium der Jungen SVP übernahm, war von Corona noch keine Spur zu sehen, der 
Begriff «Woke» war ein unbekanntes Fremdwort und ein Krieg in Europa galt als unvorstellbar. In diesem Interview spricht David 
Trachsel über die strategische Positionierung der Jungen SVP in den vergangenen vier Jahren, über den Ausgang der Wahlen 
und über die Zukunft der Jungpartei.

Herr Trachsel, Sie liessen über bald vier Jah-
re sehr viel von sich hören. Ihr persönlicher 
Wahlkampf im Kanton Aargau war im Ver-
gleich eher leise. Wie geht so was zusammen?
Nun das lag daran, dass ich aus familiären 
Gründen in diesem Frühjahr von Basel nach 
Kaiseraugst in den Kanton Aargau umgezogen 
bin. Dementsprechend bin ich weder auf der 
Nationalrats-Liste der SVP Basel-Stadt noch auf 
jener der SVP Aargau gelandet. Um der SVP 
dennoch ein paar Stimmen zu besorgen, habe 
ich mich für die Liste der Jungen SVP Aargau 
zur Verfügung gestellt. Von dieser Liste aus sind 
die Aussichten auf eine Wahl aber schon rein 
mathematisch aussichtslos. Dementsprechend 
hatte ich guten Grund dazu, meine eigenen Am-
bitionen bei diesen Wahlen in den Hintergrund 
zu stellen und mich ganz auf den Wahlkampf der 
Jungen SVP Schweiz zu konzentrieren. Dabei 
verfolgte ich zudem die Devise, dass nicht nur 
ich, sondern auch andere junge talentierte Leute 
eine Bühne erhalten. 

Wer waren diese jungen Leute?
Zum Glück haben wir bei der Jungen SVP einige 
davon. Ich würde sogar sagen, dass in jedem 
Kanton der Schweiz Talente bereitstehen, um 
zukünftig politische Verantwortung zu überneh-
men. 

Ihr Fokus lag also auf der Jungpartei. Was war 
aus Ihrer Sicht das Highlight des Wahlkampfes 
der Jungen SVP?
Nun, ich bin der Meinung, dass Wahlkampf 
immer ist. Es gibt meines Erachtens nur wenige 
Politiker, von denen lange nichts zu hören ist und 
bei den Wahlen dank grossen Marketingaktionen 
dann doch Erfolg haben. Die Wähler mögen 
viel eher Politiker, welche sich durch langjäh-
riges zuverlässiges Engagement auszeichnen. 
Das gilt sinngemäss auch für Parteien. Und die 
schlauen Politiker und Parteien achten sich zu-
dem darauf, dass ihr langjähriges Engagement 
von der Öffentlichkeit wahrgenommen wird. 
Mitte-Links kritisiert die SVP immer wieder un-
ter dem Stichwort «Dauerwahlkampf» für eben 
dieses Verhalten. Doch wenn wir ehrlich sind, 
ist dieses Verhalten wie vorhin gesagt, nichts 
als schlau. Und das war auch mein Motto für 

mich und die Junge SVP. Wir 
engagieren uns, auch wenn 
keine Wahlen anstehen und 
lassen die Öffentlichkeit an 
unserem Wirken teilhaben. 
Wenn Sie mich also über die 
Highlights des Wahlkampfes 
ausfragen, könnte ich Ihnen 
diverse starke Momente der 
Jungen SVP der letzten vier 
Jahre aufzählen.

Machen Sie mal.
In der letzten Wahlumfrage 
vom Meinungsforschungs-
institut Sotomo wird nach 
Gründen für die Wählerwan-
derung hin zur SVP gesucht. 
Der am meisten genannte 
Auslöser für den Wechsel hin 
zur SVP war die Gender-De-
batte und die «Wokeness». An 
zweiter Stelle kommt die Co-
rona-Pandemie. Alle weiteren 
Auslöser werden deutlich weniger häufig ge-
nannt. Und das finde ich bemerkenswert. Denn 
die Junge SVP hat in den letzten vier Jahren just 
auf genau diese beiden Themen gesetzt. Bereits 
sehr früh haben wir die Corona-Massnahmen der 
Regierung dezidiert kritisiert und sind diesem 
Kurs bis am Ende mit Erfolg treu geblieben. Den 
Terminus «Woke-Wahn» haben wir – zumindest 
in der Schweiz – sogar selbst lanciert und eta-
bliert. Dazu passend haben wir unter dem Motto 
«Stop Woke» eine umfassende Kampagne gegen 
diesen Woke-Wahn gefahren. Es ist fast ein we-
nig verblüffend, aber heute können wir sagen, 
dass die Junge SVP in den letzten vier Jahren 
auf die beiden bestmöglichen Themen gesetzt 
hat. Und dies vor allem auch deshalb, weil die 
Junge SVP immer in Ergänzung zur Mutterpartei 
arbeiten muss. Diese hat ihrerseits bravourös die 
Themen Einwanderung, Asyl und Energiekosten 
angepackt. Es war also an uns, andere Themen 
und andere gesellschaftliche Diskussionen zu 
finden, welche die Leute bewegen aber nicht 
von der SVP bereits angepackt wurden. Und ich 
würde sagen – Mission geglückt.

Tatsächlich hat sich die Junge SVP sowohl bei 
der Corona-Pandemie wie auch beim Thema 
Woke sehr früh in die Debatte eingemischt. Das 
Thema Woke wurde gar zu einem Zeitpunkt 
lanciert, als in der Schweiz noch fast niemand 
wusste, was Woke überhaupt ist. An was haben 
Sie jeweils so früh gemerkt, dass genau diese 
Themen die richtigen sind?
Das tönt jetzt ein wenig plump, aber das muss 
man spüren. Und ja, dieses Gespür kommt na-
türlich nicht von irgendwo, sondern beruht auf 
einer sauberen Beobachtung gesellschaftlicher 

Entwicklungen, sozialpsychologischer Aspekte 
und natürlich auch auf guten Kenntnissen be-
treffend die Logik der Massenmedien. Diese 
Aspekte kommen mir als erste in den Sinn. Es 
gäbe aber sicher noch einige weitere Facetten, 
die da reinspielen.  

Kommen wir zur Zeit der letzten paar Monate 
vor den Wahlen zurück. Was war aus Ihrer 
Sicht da das Highlight für die Junge SVP?
Da könnte ich jetzt vieles aufzählen. Die un-
heimlich grosse Anzahl Anlässe, die die Kanto-
nalsektionen durchgeführt haben, unsere Kam-
pagne «Sägs eifach» für die Meinungsfreiheit 
oder unsere Mobilisierungsaktion. Für mich 
am deutlichsten hervorgestochen ist jedoch der 
Auftritt der Jungen SVP am Wahlauftakt der 
Mutterpartei. Unser Redner-Duo bestehend aus 
dem Berner Nils Fiechter und der Baselbieterin 
Sarah Regez hat Land auf Land ab für Gänsehaut 
und Begeisterung gesorgt. Die beiden sind auch 
deshalb besonders erwähnenswert, weil sie bei 
den Wahlen überragend abgeschnitten haben.

Wie sehen Sie die Zukunft der Jungen SVP?
Nun das Wichtigste für die Partei wird es sein, 
immer wieder zu erkennen, welches die per-
fekten Themen sind und diese dann mit Elan 
und voller Feuerkraft anzugehen. Wenn uns dies 
gelingt, wird die Junge SVP eine relevante Partei 
der Schweiz bleiben. Zudem wünsche ich mir 
sehr, dass unsere jungen Nationalräte, allen vo-
ran Mike Egger aus St. Gallen, Benjamin Fischer 
aus Zürich und Katja Riem aus Bern, die Kraft 
und die Gunst haben, Einschränkungen, Regu-
lierungen und Verbote abzubauen und uns allen 
damit das Leben vereinfachen. 
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Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch

Wer mitmacht, kann gewinnen!

Zu gewinnen:  
Gutscheine für ein Mittagessen im neu eröffneten Restaurant Hähli in Thörishaus 
bei Bern sowie zahlreiche Bücherpreise.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung  
via Mail an idee@jsvp.ch

Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 3/23
Die Frage war: Wo steht dieses Denkmal 
für General Henri Guisan?

Auflösung: 
Das Denkmal für General Henri Guisan 
befindet sich in Lausanne Ouchy.

Die Gewinner sind:
Marcel Keiser, Baar / Maria Margareta 
Roos, Aarberg / Kurt Leutwyler, Gon-
tenschwil / Willy Reinert, Wettingen / 
Meieli Steymer, Prilly / Hans Peter Amsler, 
Neuhausen / Patrick Hafner, Basel / Eliane 
Maggio, La Tour-de-Peilz / Hans Würgler, 
Biel / Kurt Gschwind, Lupsingen / Martin 
Messerli, Kiesen / Ulrich Trummer, Mün-
singen / Bruno Fabbri, Zürich / Bernhard 
Achermann, Richenthal / Markus Rawyler, 
Gerolfingen / Peter Robert Zaugg, Bellach 
/ Isidor Bürgi, Schwyz / Denis Reber, Biel / 
Franz Hostettmann, Stein am Rhein

Wie heisst der Präsident der SVP Schweiz?

Fahrbahnhaltestellen, Dosierungsanlagen, Abbiegeverbote, Spurabbau etc. führen dazu, dass die Kapazität der 
Kantonsstrassen laufend verkleinert wird. Mit der Antistauinitiative soll sich die Strassenkapazität der Kantons-
strassen künftig an der Nachfrage orientieren, um den volkswirtschaftlichen Schaden durch Stau zu reduzieren.
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Bestellschein Spezialpreise

 Expl. Pro Libertate Freiheit, Demokratie, Menschenwürde … CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die schweizerische Flüchtlingspolitik 1933–1945 CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die Schweiz im 2. Weltkrieg CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Das Ende der J-Stempel-Saga CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate So dass keiner mehr die Sprache des andern versteht CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die gezielte Zerstörung unserer direkten Demokratie … CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Die Schweiz im 21. Jahrhundert CHF 20.– 
 Expl. Pro Libertate Die Familie im Griff von HarmoS-Bürokraten. Eine Zeitanalyse CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Herrschaft durch Sprache CHF   5.– 
 Expl. Pro Libertate Erlebter Aktivdienst 1939–1945 CHF 25.– 
 Expl. Pro Libertate Operationsziel Schweiz CHF 29.–
 Expl. Fond. Pro Marignano Marignano 1515–2015 CHF 29.– statt 79.–

 Expl. Dr. Léon S. Gaucher Die «Gotteskrieger» CHF   8.–
 Expl. Pro Libertate Identität Schweiz CHF 10.– 
 Expl. Comic Die rauflustigen Eidgenossen  CHF 15.– 
 Expl. Michael Limburg Strom ist nicht gleich Strom  CHF 28.– 
 Expl. Armeeshop Armeekalender 2024  CHF 20.– 
 Expl. Prof. Dr. Joseph Mächler Wie sich die Schweiz rettete CHF 49.– statt 79.–

 Expl. Anne Applebaum Roter Hunger  CHF 46.– 
 Expl. Lubomir Winnik Jedem Teufel seine Hölle  CHF 24.– 
 Expl. Max Oberli Christen und Muslime  CHF 24.– statt 30.–

 Expl. Lubomir Winnik Der Totgesagte der Wolfsschanze  CHF   8.– 
 Expl. Václav Klaus, Jirí Weigl Völkerwanderung  CHF 20.– 
 Expl. Thilo Sarrazin Feindliche Übernahme  CHF 39.90 
 Expl. Tell Branding Die Legende von Wilhelm Tell  CHF 22.– 
 Expl. Beni Gafner Toni Brunner – Die Toggenburger Frohnatur  CHF 39.– 
 Expl. Jürg Stüssi Nacht und Licht – Schweizer Soldatenfreunde 1914–1918 CHF 35.– 
 Expl. Adrian Amstutz Den Eiger kümmerts nicht CHF 39.– 
 Expl. Peter Baumgartner Suchender Denker – Forschender Macher CHF 25.– 

Name Vorname

Strasse PLZ/Ort

Datum Unterschrift

Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern – Fax 031 981 41 61 – E-Mail idee@jsvp.ch

(exkl. Porto)

Das ideale Geschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Den Eiger kümmerts nicht
Adrian Amstutz, René E. Gygax
252 Seiten, 16,4 × 23,4 cm, 
Gebunden, Hardcover
ISBN 978-3-03818-235-1

Thilo Sarrazin
Feindliche Übernahme
So der Titel des neusten Buches von Thilo 
Sarrazin. Es ist wesentlich verständlicher 
geschrieben als alle vorangehenden Bü-
cher. Nur Fakten und die brisante Darstel-
lung, wie Europa durch den Islam überrollt 
bzw. übernommen wird. Wie immer, wenn 
die ganze Presse gegen Sarrazin jault, kann 
es nur gut sein. Dieses Buch wird zum 
Standardwerk für alle diejenigen, die wis-
sen wollen, wie und ob der Islam rückstän-

dig ist und wie er unsere Welt bedroht. Und natürlich auch für alle 
naiven Ahnungslosen – damit sie endlich auf den Boden der Realität 
kommen. Sollten Sie dieses Buch (per Zufall…) in Ihrer Buchhand-
lung nicht erhalten… bei uns erhalten Sie es in jedem Fall!

Brandneu!

Jetzt bestellen

"
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Von 
Thomas Matter, 
Unternehmer,  
Nationalrat SVP  
Kt. Zürich, 
Meilen ZH

Es kommen die Falschen –  
der Beweis

Die Wirtschaftsverbände und Parteien von Links 
bis Mitte betonen immer wieder: Die Zuwande-
rung ist etwas Gutes, wir alle profitieren davon, 
unser Wohlstand wäre viel kleiner ohne gross-
zügigen Zustrom von aussen. Ich habe einmal 
ausgerechnet, was uns allein die entsprechende 
Kriminalität kostet. Lesen Sie hierzu meinen 
Kommentar.
 
In der «NZZ am Sonntag» habe ich interessante 
Zahlen gelesen – aber leider sind sie nicht voll-
ständig interpretiert worden. Über 70 Prozent 
der Schweizer Gefängnisinsassen sind keine 

Schweizer. Hierbei sind die neu eingebürger-
ten Schweizer mit Migrationshintergrund nicht 
berücksichtigt – sonst kämen wir mit Sicherheit 
auf eine viel höhere Zahl als 70 Prozent. In der 
Schweiz sind laut «NZZ am Sonntag» 6’400 
Personen inhaftiert. Wir haben also 4’500 inhaf-
tierte Ausländer.
 
Laut «NZZ am Sonntag» kostete ein Häftling 
bereits vor mehreren Jahren 390 Franken pro 
Tag. Wir sprechen heute also inklusive Teuerung 
von 450 Franken pro Tag und Gefängnisinsasse. 
Wenn wir die 450 Franken mal die Jahrestage 
mal die ausländischen Häftlinge rechnen, kom-
men wir auf 740 Millionen Franken pro Jahr. Ne-
ben den Kosten vom Strafvollzug kommen dazu 
aber noch Kosten der Strafverfolgung und der 
aufwändigen Gerichtsverfahren. Ich behaupte, 
wir sind dann bald schon bei 1,5 bis 2 Milliar-
den Franken, die wir alleine für die Ausländer-
Kriminalität ausgeben.
 
Liebe Leserinnen und Leser, das ist ein Drittel 
von dem, was wir für unsere Armee ausgeben. 
Aber von der Armee haben wir mehr Sicherheit 

und durch die importierte Kriminalität weniger 
Sicherheit. Wenn Sie glauben, dass wir mit 
diesen Zahlen im Durchschnitt liegen, irren Sie 
sich. Deutschland hat in den Gefängnissen kei-
nen Ausländeranteil von über 70 Prozent wie 
wir, sondern lediglich knapp 26 Prozent. Der 
europäische Durchschnitt liegt bei 28 Prozent.
 
Sie sehen, offene Grenzen, eine unkontrollierte 
Zuwanderung machen unser Land besonders at-
traktiv für Kriminelle. Glauben Sie also künftig 
nicht mehr jede Behauptung, wir hätten dank 
abgeschaffter Grenzkontrollen und der Möglich-
keit für praktisch jeden, in unser Land zu kom-
men, nichts als grosse finanzielle Vorteile. Das 
ist ein weiteres Märchen aus dem Märchenbuch 
von schweizmüden Politikern und Wirtschafts-
verbänden.

Work-Life-Balance auf Kosten der Allgemeinheit

Weniger lange arbeiten bei gleichem Lohn. 
Wenn etwas zu schön tönt, hat es bekanntlich 
immer auch einen Haken: Wer soll den höheren 
Lohnaufwand berappen? Geht es nach der «Ar-
beiterpartei» SP wäre die Rechnung schnell ge-
macht; bezahlen soll es der Steuerzahler.
In der Wintersession des Grossen Rates verlangt 
ein Vorstoss aus SP-Kreisen eine solche Hand-
habe für die bernischen Kantonsangestellten. 
Bei gleichem Lohn sollen diese künftig nur 
noch 38 Stunden pro Woche tätig sein müssen. 
In die Röhre schauen bei dieser sozial fragwür-
digen Forderung letztlich die Arbeitnehmer in 
der Privatwirtschaft. Neben gestiegenen Kosten 
für Miete, Krankenkasse oder Energie müssten 
sie dann auch noch die äusserst generösen Ar-
beitsbedingungen der öffentlichen Verwaltung 
schultern.
Ein jedes Unternehmen kann für sich selber ent-
scheiden, ob eine Viertagewoche sinnvoll und 

vor allem finanziell tragbar ist. So gibt es bereits 
Firmen, welche sich für ein solches Modell ent-
schieden haben. Die zusätzliche freie Zeit wird 
jedoch auf die vier Arbeitstage verteilt und somit 
vorgearbeitet resp. wieder ausgeglichen.
 
Eine Reduktion der Arbeitszeit bei gleichblei-
bendem Lohn ist für das Gros der Unternehmen 
jedoch schlicht nicht machbar. Es ist darum 
auch nicht weiter verwunderlich, dass die Mo-
tion einzig für Kantonsangestellte gelten soll. 
Der Regierungsrat rechnet in seiner Antwort 
vor, dass hierfür Mehrkosten von bis zu 140 
Millionen Franken anfallen würden. Geradezu 
ironisch ist dabei die Tatsache, dass ein solches 
Arbeitsmodell zu einem höheren Personalbedarf 

führt, um fehlende Ressourcen wieder auffangen 
zu können. Und mehr Leute in der öffentlichen 
Verwaltung werden letztendlich auch wieder 
mehr kosten.
Statt immer mehr Gelder umzuverteilen, sollte 
gerade der Kanton Bern endlich seine Steuern 
senken. Davon hätten nicht nur Gewerbe und 
Unternehmen, die Jobs schaffen, etwas davon, 
sondern auch die Arbeitnehmer und Büezer, 
denen Ende Monat endlich wieder mehr Geld im 
Portemonnaie bleibt.
 
Mit solchen Forderungen muss sich die SP nicht 
wundern, wenn man sie als Arbeiterpartei be-
zeichnet, denen die Arbeiter abhandengekom-
men sind.

Von  
Sandra Schneider, 
Grossrätin und  
Stadträtin,  
Vorstandsmitglied 
Bieler KMU,  
2502 Biel/Bienne
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Janosch Weyermann, Vorstandsmitglied Pro Libertate, Stadtrat, Bern

Nicht nur während der Corona-Krise, 
auch in den dunklen Stunden des Zweiten Welt-  
kriegs standen Land und Armee zusammen, um  
Freiheit, Demokratie und Menschenwürde zu 
bewahren. Die Vereinigung Pro Libertate verteidigt diese Werte bis heute.  
Profitieren Sie von unseren Bücher-Aktionen, denn die erste Kampflinie bildet  
auch heute noch die Geistige Landesverteidigung. Danke für Ihren Einsatz!»
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Undemokratische Cannabislegalisierungsschritte 
durch das Nationale Parlament
Die Schweizer Bevölkerung hat sich schon zweimal gegen eine Cannabislegalisierung, also gegen eine Lockerung im Betäu-
bungsmittelgesetz, ausgesprochen. Die Cannabis-Initiative wurde mit 63 % und die Droleg-Initiative sogar mit 74 % abgelehnt!

Erster Legalisierungsschritt:  
10 Gramm Cannabis erlaubt
Diese ablehnende Bevölkerungsmeinung ha-
ben die Cannabislegalisierer/-innen im Natio-
nal- und Ständerat mit Parlamentsbeschlüssen 
umgangen. Im Jahr 2013 wurde mit dem Art. 
19b folgende Änderung im Betäubungsmittelge-
setz vorgenommen: «Wer nur eine geringfügige 
Menge eines Betäubungsmittels für den eigenen 
Konsum vorbereitet oder zur Ermöglichung des 
gleichzeitigen und gemeinsamen Konsums einer 
Person von mehr als 18 Jahren unentgeltlich ab-
gibt, ist nicht strafbar.» Die geringfügige Menge 
wurde dann im Gesetz auf 10 Gramm festgelegt. 
Also wurde willentlich oder wegen Unkenntnis 
im National- und Ständerat beschlossen, dass 10 
Gramm Cannabis zum Eigengebrauch zu tole-
rieren sei. Es wurde ausser Acht gelassen, dass 
je nach Höhe des Tetrahydrocannabinol-Gehalts, 
also der Rausch erzeugenden Substanz im Can-
nabis, bis zu 100 Joints gedreht werden kön-
nen. Insbesondere THC-haltige Cannabistrop-
fen können einen Rausch wie hochprozentiger 
Schnaps erzeugen. Dass die Polizei den illega-
len Handel und Konsum des Betäubungsmittels 
Cannabis mit dieser Bestimmung der Politik 
nicht mehr unterbinden kann, ist verständlich. 
Sie würden sich lächerlich machen, wenn sie mit 
einer Waage unterwegs wären, um zu bestim-
men, ob die Menge eines Cannabisbesitzes mehr 
oder weniger als 10 Gramm betragen würde. 
Auch sind die «grossen Fische» nur mit kleinen 
Mengen auf dem Schwarzmarkt anzutreffen, so 
dass diese Cannabis-Gesetzgebung eine Unter-
bindung des Handels verunmöglicht und damit 
der Cannabismissbrauch gefördert wird.

Zweiter Legalisierungsschritt:  
Anbau von CBD-Hanf
Im Jahr 2016 wurde ebenfalls vom eidgenös-
sischen Parlament beschlossen, dass der Anbau 
von Cannabidiol-haltigem Cannabis in Zukunft 
legal sei. Über die «Medizinal-Schiene» wurde 
CBD-Hanf als Wundermittel gepriesen. Dass 
Cannabidiol (CBD) angstlösend, entspannend 
und krampflösend wirkt, so zum Beispiel bei 
multipler Sklerose und bei seltenen Formen der 
Epilepsie, war schon lange bekannt und die ärzt-
liche Abgabe erlaubt. Dass aber der Wirkstoff 
Cannabidiol für Kinder und Jugendliche nicht 

harmlos ist, sollte eigentlich allen einleuchten. 
Denn diese sollten sich mit wachem Geist in 
Schule und Arbeitswelt behaupten und entfalten 
können. Fakt ist, dass je nach Menge des CBD-
Hanfs auch der Gehalt des Betäubungsmittels 
Tetrahydrocannabinol zunimmt, was von den 
Parlamentarierinnen und Parlamentariern bei 
diesem verantwortungslosen Beschluss igno-
riert wurde. Die Bestimmung, dass der Gesamt-
THC-Gehalt nicht mehr als ein Prozent auf-
weisen dürfe, ist eine Farce. Damit wurde ein 
unsägliches Versteck- und für die Bevölkerung 
ein Verwirrspiel mit illegalen THC-Indoor- und 
Outdoor-Anlagen und legalen CBD-Züchtungen 
ausgelöst. Denn wegen gleichem Aussehen und 
gleichem Duft von erlaubtem CBD-Hanf und 
illegalem THC-Hanf wurde für Direktbetrof-
fene – Polizei, Drogenfahnder, juristische Per-
sonen, Staatsanwälte, auch Verantwortliche in 
der Landwirtschaft – eine Umsetzung dieser 
Bestimmung in der Praxis verunmöglicht. Diese 
unbefriedigende Gesetzeslücke bedeutet einen 
hohen Mittel- und Personaleinsatz. Eine Lö-
sung für dieses ausufernde Problem hatte ich 
in meiner parlamentarischen Initiative gesehen, 
nämlich der Meldung des Hanfanbaus. Wer nicht 
angemeldet ist und erwischt wird, dessen Anla-
ge wird auf eigene Kosten geräumt. Ob es um 
CBD- oder THC-Pflanzen geht, braucht dann 
nicht geprüft zu werden. Die Annahme eines sol-
chen Gesetzesartikels wäre klar eine präventive 
Massnahme gewesen. Denn mit der hohen Ver-
fügbarkeit des Rauschgiftes im THC-haltigen 
Cannabis, sind Schweizer Jugendliche beim 
Cannabiskonsum zum unrühmlichen Weltmei-
ster geworden. Durch diese zwei – nur durch das 
Parlament beschlossene Legalisierungsschritte 
– wurde unsere direkte Demokratie untergra-
ben. Die Bevölkerung wurde auch bei dieser 
einschneidenden Weichenstellung übergangen.

Dritter Legalisierungsschritt:  
Verkauf von illegalen Joints durch 
den Staat
Mit dem im Parlament verabschiedeten Expe-
rimentierartikel und den gestarteten Pilotver-
suchen, der Abgabe von Joints mit dem Betäu-
bungsmittel THC an Kifferinnen und Kiffer in 
Apotheken, wird das Vertrauen diesen Fachper-
sonen gegenüber beeinträchtigt. «Die Aufgabe 
von Apotheken besteht in der Abgabe von Heil-
mitteln und nicht in der Abgabe von Suchtmit-
teln. Der Regierungsrat würde sich auch dage-
gen aussprechen, Tabakwaren in Apotheken zu 
verkaufen, wenn jemand dies fordern würde», 
hält die Berner Gesundheitsdirektion zu Recht 
fest.
Dass zum Beispiel im Strassenverkehr eine Null-
Toleranz besteht, die Studienteilnehmenden aber 
bis 20-prozentiges THC beziehen können, zeigt 
auf, wie unverantwortlich diese Bestimmungen 
sind. Da die Hirnentwicklung erst mit etwa 25 
Jahren abgeschlossen ist, aber bereits 18-Jährige 

an den Versuchen teilnehmen können, wird un-
serer Meinung nach sogar gegen die Bundesver-
fassung verstossen.

Auffallend ist, dass die Promotoren grüne 
Politiker/-innen sind, die sich sonst für die Ge-
sundheit der Bevölkerung stark machen, wie ge-
gen Pestizide, Autoabgase und den CO2 Ausstoss 
und Nachhaltigkeit predigen, aber ausgerechnet 
den schädlichen Cannabiskonsum umgehend 
legalisieren wollen. Auch die Nachhaltigkeit 
lässt bei einer solchen Drogenpolitik, welche 
die Abstinenzorientierung aufgegeben hat, zu 
wünschen übrig. Die Grünliberalen und Frei-
sinnigen wiederum, die eine Legalisierung for-
dern, verkennen die Tatsache, dass ein süchtiger 
Mensch seine Freiheit – nach seinem Willen zu 
handeln – verliert.
Auch die Medien berichten meiner Meinung 
nach zu wenig über die jungen Kiffer, welche 

den Anschluss in Schule und Lehrstelle ver-
passen und sich damit ihre Zukunft verbauen. 
Anstatt endlich eine Präventionskampagne zu 
lancieren, geht mit den Cannabisversuchen zum 
Freizeitgebrauch das Zeichen an Kinder und Ju-
gendliche, dass ein regulierter Cannabiskonsum 
harmlos, ja ein von Apotheken abgegebenes 
Heilmittel sei. Fakten über die negativen Aus-
wirkungen der Cannabislegalisierung in Colo-
rado (USA), Kanada, Uruguay und weiteren 
Staaten können in unseren EgD-Infos und der 
Cannabisbroschüre nachgelesen werden. Die 
hohen, lockenden Steuereinnahmen dürfen kein 
Grund sein, unsere Jugend den Risiken einer 
Suchterkrankung auszusetzen.
Anstatt weitere Legalisierungsschritte zu stop-
pen, und die bestehenden Gesetzeslücken zu 
schliessen, ist der Bundesrat bereits daran, 
das Betäubungsmittelgesetz im Sinne der Le-
galisierungslobby anzupassen. Dies, obschon 
versprochen wurde, dass zuerst die Auswer-
tung der Pilotversuche abzuwarten sei. Diese 
undemokratische Vorgehensweise in der Dro-
genpolitik ist inakzeptabel. Wir fordern die 
Entscheidungsträger/-innen, und insbesondere 
die Apotheker/-innen auf, ihre Verantwortung 
und Berufsethik zum Wohle unserer Kinder und 
der ganzen Gesellschaft wahrzunehmen.

Von 
Andrea Geissbühler, 
Nationalrätin und  
Präsidentin des 
Dachverbandes 
Drogenabstinenz 
Schweiz, Bern
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Ausbau der Autobahnen auf 6 Spuren – endlich!

Mit meiner Motion wird der Bundesrat beauf-
tragt, die Autobahn A1 auf den Streckenab-
schnitten Bern-Zürich und Lausanne-Genf end-
lich auf mindestens sechs Spuren auszubauen.

Mit 410 km ist die A1 die längste Autobahn 
der Schweiz. Sie macht rund einen Fünftel des 
gesamten Nationalstrassennetzes aus und ver-
bindet die Schweizer Zentren Genf, Bern, Zürich 
und St. Gallen auf der Ost-West-Achse.

Die massive und ungebremste Zuwanderung 
hat dazu geführt, dass das Verkehrsaufkommen 
auf dieser wichtigen Achse heute um einiges 
grösser ist als früher. Einige Teilabschnitte, wie 
zwischen Härkingen und Wiggertal, wurden fol-
gerichtig bereits auf sechs Spuren ausgebaut. 
Eine weitere Etappe zwischen Härkingen und 
Luterbach ist in Planung. Dennoch gehört die A1 
heute zu den chronisch überlasteten Strecken des 
Landes, wie die täglichen Staumeldungen dies 
deutlich belegen.

Die Nutzung dieser wichtigen Verkehrsachse 
wird in naher Zukunft weiter zunehmen. Es 
ist daher angebracht, dass der Bundesrat den 
generellen Ausbau der Autobahn A1 auf sechs 
Spuren forciert.

Der Nationalrat hat nun meine entsprechende 
Motion mit 94 zu 87 Stimmen bei 4 Enthal-
tungen angenommen.
Damit folgte die grosse Kammer dem Antrag 
des Bundesrats. Als Nächstes muss der Ständerat 
über die Motion befinden.

Bundesrat Rösti redet Klartext
«Wir sind auch der nächsten Generation eine 
gute Verkehrsinfrastruktur schuldig. Wir wollen 
sowohl die Schienen- als auch die National-
strasseninfrastruktur ausbauen», sagte Bundes-

rat Albert Rösti, Vorsteher des Departements für 
Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikation 
(Uvek), im Nationalrat. Der Bundesrat plane die 
A1 dort auszubauen, wo sie chronisch überlastet 
sei. Vom Ausweichverkehr betroffene, an die A1 
angeschlossene Dörfer, würden leiden.

Überrascht von der Haltung des Bundesrats 
zeigten sich logischerweise die Autogegner – 
namentlich Vertreterinnen und Vertreter der Grü-
nen, der GLP und der SP – die sich gegen die 
Motion stellten. 

Am 22. Oktober 2023 haben wir an der Urne 
die Möglichkeit den rot-grünen Kreuzzug gegen 
die individuelle Mobilität zu stoppen und kon-
sequent bürgerlich oder noch konsequenter nur 
SVP zu wählen.

Von Erich Hess,  
Unternehmer und 
Nationalrat,  
3018 Bern

Buchvorstellung
Carlo S. F. Jagmetti

Tell wacht
Zukunftsroman

Der Rechtsanwalt und Generalstabsoffizier stand 
35 Jahre im diplomatischen Dienst und war 
Schweizer Botschafter in Südkorea, bei der Eu-
ropäischen Gemeinschaft in Brüssel, in Frank-
reich und in den USA. Vom Istzustand der Welt 
und Europas ausgehend wird sein Szenario 2027 
mit dem EU-Beitritt der Schweiz mitsamt Euro 
anstatt Franken fiktional. Im linken politischen 
Lager und bei den ausländischen Wirtschafts-
führern multinationaler Grosskonzerne herrscht 
Freude. Beklemmend: Die Schweiz wird 2031 
Mitgliedregion des Europäischen Zentralstaates 
EZS mit hegemonialem Hauptsitz in Frankfurt 
am Main. Szenenwechsel und Zeitsprung: Er-
schreckend die brutale Medienschlagzeile der 
«Züricher Deutsche Zeitung» vom 1. August 
2051 «Das Urnerland brennt». In Altdorf sei es 
zu wüsten Krawallen zwischen der «Antitell-
schar gegen überholte Mythen» sowie lokalen 
und kantonalen Polizeibeamten gekommen. Die 
ganze Region in Aufruhr, die Einfahrten zu den 

Bahn- und Strassentunnels gesperrt, Brandstif-
tungen und eine blutige Auseinandersetzung um 
die Statue des Tells mit seinem Sohn mit über 
30 Toten und vielen Verletzten. Der 1. August 
ist seit dem Verlust der Souveränität der Schweiz 
an den EZS kein Feiertag mehr. Der EZS-Hoch-
kommissar hatte dem Bundeskomitee beantragt, 
alle Denkmäler und ähnliche Erinnerungen an 
die Schweizerische Eidgenossenschaft von 1291 
bis 2027 zu zerstören. 2051 Chaos und Unruhen 
sogar in Bern. Das Direktorium des EZS be-
schliesst, Interventionstruppen in die Schweiz zu 
entsenden und zieht dazu 30’000 deutschspra-
chige Militärpersonen aus Deutschland, Öster-
reich und Belgien zusammen. Die Entwicklung 
überschlägt sich, «zu unserer unabhängigen, di-
rekt-demokratischen, föderalistischen und neu-
tralen Schweiz zurückzufinden». Eine internati-
onale Konferenz mit den USA, dem Vereinigten 
Königreich, China und Russland soll Europa 
politisch neu gestalten. Die Schweiz findet zu 
Unabhängigkeit und Neutralität zurück. Am 31. 
Juli 2052 wird das im Vorjahr gestürzte und 
«sorgfältig restaurierte Denkmal von Wilhelm 
Tell wieder auf den Sockel gestellt». Fazit: 
Sicherheits- und staatspolitische Pflichtlektüre 

zwecks Denkens des Undenkbaren, Erwarten 
des Unerwarteten und Planen des Ungeplanten 
mitsamt Angriffskriegen in Europa.

Heinrich L.Wirz

Bestellung via Talon Seite 9
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Von 
Olivier Kessler,
Direktor des  
Liberalen Instituts  
(www.libinst.ch).

Macht erfordert Panikmache

Sicherheit ist ein Grundbedürfnis aller Men-
schen. Kaum jemand mag es, sich unsicher zu 
fühlen. Unsere Aufmerksamkeit gilt evolutionär 
bedingt mehr den potenziellen Gefahren als den 
angenehmen Dingen im Leben. Das war und ist 
in gewissen Situationen auch vernünftig: Hätten 
unsere Vorfahren nicht so priorisiert und sich 
nicht eher ein paar Mal zu oft als zu selten in 
Sicherheit gebracht, als sie etwa glaubten, einen 
Tiger hinter einem Busch bemerkt zu haben, wä-
ren wir wohl nie geboren worden. Die Mensch-
heit wäre ausgestorben.

Doch auch wenn diese Wahrnehmungsfokussie-
rung einst überlebensnotwendig war, leitet sie 
uns heute oftmals in die Irre und lässt uns politi-
schen Scharlatanen auf den Leim gehen, welche 
die Ängste der Menschen für ihr Machtstreben 
instrumentalisieren.

Selektive Wahrnehmung
Unser Aufmerksamkeitsfilter, der vor allem Dra-
matisches und Negatives durchsickern lässt, ist 
auch der Grund, weshalb Medien hauptsächlich 
«bad news» publizieren. Dramatische Schlag-
zeilen wie «25 Leute sind heute in Deutschland 
mit oder an Corona gestorben» erwecken viel 
eher unsere Aufmerksamkeit als die Meldung 
«2,7 Millionen Menschen haben diesen Monat 
in Deutschland eine Corona-Infektion überlebt».

Wir müssen uns der Möglichkeit bewusst sein, 
dass diese selektive Sinneswahrnehmung unsere 
Vorstellung von der Realität verzerrt. Es ist eine 
vordringliche Aufgabe, diese Realitätsverzer-
rung mithilfe unserer Vernunft unter Kontrolle 
zu bringen, da wir ansonsten Gefahr laufen, 
bestimmte Risiken zu überschätzen und ande-
re medial weniger beachtete zu unterschätzen. 
Denn durch eine falsche Priorisierung unserer 
Mittel zur Bewältigung von Herausforderungen 
würden wir uns paradoxerweise grösseren Ge-
fahren aussetzen.

Wird es auf der Welt immer  
gefährlicher?
Diese Realitätsverzerrung machen sich poli-
tische Agitatoren schamlos zunutze. Obwohl die 
Welt noch nie so sicher und so wenig gewalttä-
tig war wie heute, wird sie dennoch als immer 
instabiler und gefährlich dargestellt. So ist etwa 
die Zahl der aufgrund von Naturkatastrophen 
umgekommenen Menschen in den letzten 100 
Jahren um weit mehr als die Hälfte gesunken. 
Dies ist bemerkenswert, weil die Weltbevölke-

rung in dieser Zeit um 5 Milliarden Menschen 
gewachsen ist. So gesehen sterben heute nur et-
was mehr als ein zwanzigstel der Menschen die 
vor 100 Jahren bei Naturkatastrophen umkamen.

Diese verblüffende Tatsache hat vor allem mit 
dem Wohlstand zu tun, der auf relativ freien 
Märkten erwirtschaftet wird. Je mehr Mittel den 
Menschen zur Verfügung stehen, desto besser 
können sie sich gegen derartige Unglücke wapp-
nen. Sie bauen stabilere Häuser, die Stürmen und 
Erdbeben besser standhalten, sie errichten Stau-
dämme und Kanäle gegen Überschwemmungen, 
installieren Klimaanlagen und Heizungen, um 
sich gegen Hitzetage und die kalte Jahreszeit 
zu wappnen usw. Den meisten Menschen ist 
dieser Fortschritt kognitiv entgangen, genau-
genommen wissen das gemäss Umfragen des 
Statistikers Hans Rosling gerade einmal zehn 
Prozent aller Befragten.

2016 war auch die Anzahl Gefechtstoter pro 
Million Menschen auf einem Rekordtief (12 
Tote), was man kaum glauben kann, wenn man 
sich dem täglichen Nachrichtenstrom aussetzt. 
1986 gab es auf der Welt noch 64’000 nukle-
are Sprengköpfe, heute gibt es in militärischen 
Einrichtungen nur noch 15’000, was natürlich 
immer noch viel zu viel ist, aber die Entwicklung 
ging zumindest in die richtige Richtung.

Machtausdehnung erfordert  
Panikmache
Trotz dieser gewaltigen Erfolge tut ein Grossteil 
der Medien und Politiker so, als werde alles 
immer schlimmer und unsicherer, damit sie an-
schliessend darauf ihre politischen Programme 
aufbauen können, in denen es seltsamerweise 
praktisch immer darum geht, die Macht des 
Staates und damit auch ihre eigene noch weiter 
auszubauen. Auch wenn weltweit 16mal mehr 
Menschen an Kälte als an Hitze sterben, warnt 
man in apokalyptischer Panikmache vor einer 
«menschengemachten Klimaerwärmung», die 
man um jeden Preis verhindern und deshalb 
auch diverse Freiheitsrechte beschneiden und 
neue Steuern einführen müsse.

Bei Pandemien ist eine ähnliche Realitätsverzer-
rung auszumachen. Seit der Spanischen Grippe 
1918 sind nicht nur die wirtschaftlichen Schäden 
in Prozent des Bruttoinlandsproduktes, sondern 
auch die Todesraten bei grossen Krankheitswel-
len immer weiter zurückgegangen. Ein Grund 
dafür ist die bessere Versorgung mit Gesund-
heitsgütern und die bessere Ernährung aufgrund 
des höheren Wohlstands. Ein weiterer Faktor 
ist die Globalisierung und der erhöhte interna-
tionale Reiseverkehr. Fünf britische Forscher 
um R. N. Thompson wiesen 2019 darauf hin, 
dass einige Erregerstämme mit niedrigem Vi-
rulenzfaktor dazu beitragen, Immunität gegen 
verwandte hochvirulente Stämme zu schaffen. 
Häufige internationale Reisen können deshalb 
bewirken, dass diese niedrigvirulenten Erreger 
auf eine Weise verbreitet werden, die die globale 
Resistenz gegen virulentere Stämme stärkt. An-
statt die Ausbreitungsrisiken zu erhöhen, würde 
eine stärker globalisierte Welt und eine ver-
mehrte internationale Reisetätigkeit die Wahr-
scheinlichkeit einer schwerwiegenden Pandemie 
verringern.

Nichtsdestotrotz wurde entgegen diesen Fakten 
von einer Vielzahl von Bürgern begrüsst, dass 
der Staat im Namen des Gesundheitsschutzes 
und der Sicherheit plötzlich radikale Massnah-
men zur Bekämpfung eines historisch verhält-
nismässig harmlosen Virus erlässt, die nicht nur 
diesen gesundheitsstärkenden Virenaustausch 
unterbindet mit einer massiven Einschränkung 
der Reisetätigkeit durch Grenzschliessungen, 
Zertifikatszwang, Impfzwang, Maskenzwang, 
sondern auch den Wohlstand reduziert etwa 
durch Lockdowns, Verschuldung und Inflation. 
Damit wurden unsere Handlungsmöglichkeiten 
bei künftigen Herausforderungen reduziert. Wir 
müssen verstehen, dass der Staat die Welt durch 
seine Interventionen oft unsicherer macht.

Auch die Gefahr des Terrorismus wird regel-
mässig für massive Staatsausbauprogramme 
wie Massenüberwachung missbraucht. Obwohl 
2016 lediglich 0,05 Prozent aller Todesfälle 
weltweit auf sein Konto gingen, führen medial 
stark beachtete Einzelfälle dazu, dass sich eine 
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Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt. 

Ich suche…
Ich suche coole, nette, lustige SVP-Leute 

für Politik und Freizeit. Ich bin jung, 50 
Jahre, lustig, ehrlich, voller Temperament 

und Lebensfreude, intelligent und habe sehr 
viele gute Ideen für die SVP.

Wer ehrliches Interesse hat, schreibt mir. 
Vielen herzlichen Dank.

Marianne Reinhard, Bondelistrasse 64, 
3084 Wabern

Leserbriefe

Keine 10-Millio-
nen-Schweiz
Schon nur die Idee «Energiestrategie 2050» ist 
zu hinterfragen. Bundesrat und Grüne sprechen/
schreiben: Wir streben 12 Millionen an. Wir 
schaffen es ja jetzt nicht einmal – pro 100’000 
Menschen mehr – genug Energie zu haben.
Jeder denkende Mensch soll bitte die Initiative 
«Keine 10-Millionen-Schweiz» unterschrieben.

Karl Vogel, 3033 Wohlen Krankenkassen-
prämien
Arbeit dehnt sich bekanntlich solange aus, wie 
Ressourcen zur Verfügung stehen. Deshalb 
kollabiert unser Gesundheitswesen. Die Phar-
ma- und Gesundheitsindustrie hat kein Interesse 
daran, auf Umsatz und Gewinn zu verzichten. 
Die Politik, vor allem Lobbyisten, haben in 
den letzten 3 Jahren diesbezüglich ganz kräftig 
nachgeholfen. Von ihnen staatlich aufoktroyierte 
Auflagen, wie Testen und Impfen, sind massge-
blich dafür verantwortlich, dass die Prämien ins 
Uferlose steigen. Was ist mit denjenigen Leuten, 
welche das Spiel nicht mitmachten und deshalb 
nicht preistreibend mitwirkten? Es gibt eine 
einfache Lösung: Entziehen wir dem System 
die Ressourcen. Weg vom Obligatorium. Wer 
sich trotzdem absichern will, der kann sein Leis-
tungspaket individuell definieren. Dieses dient 
dann zur Berechnung der Prämie.

Armin Weber, 3452 Grünenmatt

Sofortiger Ab-
schuss aller Wölfe 
Ich lese immer gerne die Idee von den jungen 
SVPler. Aber diesmal traute ich meinen Augen 
nicht. Alle Wölfe in der Schweiz einfach ab-
knallen? Ich finde das auch schlimm was einige 
Wölfe anrichten. Aber da wird vergessen, dass 
weltweit über 76 Milliarden Tiere pro Jahr ge-
schlachtet werden, nur für den Fleischkonsum. 
Wir alle wissen, dass das Leben für unzählige 
Nutztiere von Geburt an bis zu ihrem Tod nur aus 
Qual besteht. (Auch in der Schweiz kommt viel 
Tier elend vor). Nicht erwähnt Pelztierfarmen, 
Qual-Züchtungen, riesige Fang-Fischernetze wo 
alle Fische unter grossem Leiden ersticken etc.
Der Mensch ist die Krönung der Schöpfung, 
wo bleibt da die Ethik? Wir sehen in unseren 

ganze Gesellschaft angstgesteuert entscheidende 
Freiheitsrechte wie die Privatsphäre über Bord 
wirft. Wenn hier die Vernunft am Werk wäre, 
würde man das Risiko nicht daran bemessen, 
wie gross die eigene Angst davor ist, sondern 
wie wahrscheinlich ein solches Ereignis tatsäch-
lich ist und wie sehr der Einzelne dieser Gefahr 
ausgesetzt wäre. Ausserdem gälte es miteinzu-
beziehen, welche Risiken eine gesellschaftliche 
Totalüberwachung im Namen der Sicherheit mit 
sich brächte. Ein Blick nach China offenbart 
keine paradiesischen Zustände. Viel eher öff-
net es einer enthemmten Unterdrückungs- und 
Machtpolitik Tür und Tor.

Der Wunsch nach autoritären  
Führern
Die Forschungsliteratur zeigt, dass Unsicherheit 
nicht nur unsere Solidarität gegenüber der eige-
nen Gruppe stärkt, sondern auch zu einer rigiden 
Gruppennormen-Konformität und einer Ableh-
nung von Aussenseitern führt. Unsicherheit be-
wirkt, dass sich Menschen vermehrt starke, auto-
ritäre Führer wünschen, die sie vermeintlich vor 
gefährlichen Aussenseitern beschützen, durch 
die man sich in der persönlichen Sicherheit 
bedroht sieht. Was liegt also für machthungrige 

Politiker näher, als die allgemeine Unsicherheit 
in der Bevölkerung zu schüren, indem man ihnen 
Gruselgeschichten auftischt und das Negative 
überbetont, indem man die Terror- oder Klima-
gefahr überhöht oder die Möglichkeit, durch ei-
nen Virus zu sterben, als viel grösser darstellt, als 
es die Statistiken tatsächlich erlauben würden?

Wenn die Politik im Namen der Sicherheit bei 
irgendwelchen Ereignissen sofort drastische 
Massnahmen ergreifen will, ist Skepsis gefragt. 
Dies gilt umso mehr, weil einmal erlassene 
Massnahmen kaum je wieder vollständig zurück-
genommen, sondern zumindest partiell langfri-
stig Bestand haben werden. Fragen Sie nach 
den Daten, den Fakten und den tatsächlichen 
Risiken. Vielleicht ist es lohnenswert, sich in 
solchen Momenten der Machtübertragung vom 
Einzelnen hin zum Staat zu vergegenwärtigen, 
ob Politiker tatsächlich jemals erfolgreicher als 
Nicht-Politiker darin waren, Probleme zu lösen 
und ob es klug ist, Ihre Freiheit unter dem Vor-
wand der Sicherheit aufzugeben.

Dieser Beitrag ist am 21. Juli 2023 in der Jungen 
Freiheit erschienen.

Mitgeschöpfen nur, dass wir die Tiere untertan 
machen dürfen und nur für unsere eigenen Zwe-
cke ausnützen.
Immer wähle ich nur die SVP, aber ich habe 
nie begriffen, warum die SVP so unsensibel ge-
genüber den Tieren auftritt. Ich nehme an, dass 
dadurch viele Stimmen verloren gehen.

Nelly Hägi, 5443 Niederrohrdorf

Spenden in WIR
Sie können Spenden  
an DIE IDEE auch  
in WIR tätigen.

Spenden in WIR bitte BA an DIE 
IDEE, Postfach 6803, 3001 Bern,  
senden. Konto 119 571-37

IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0

Herzlichen Dank für Ihre Unterstüt-
zung.

www.zeitungidee.ch
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JA! Politik interessiert mich!
Ich möchte der Jungen SVP beitreten als ¨ Aktivmitglied ¨ Passivmitglied ¨ Gönner
¨ Senden Sie mir die Zeitung DIE IDEE ein Jahr lang für nur Fr. 35.– nach Hause.
¨ Senden Sie DIE IDEE als Geschenk an:

¨ Buch Albert Rösti (Fr. 35.–)

¨ Wettbewerb: Lösung von Seite 7 

Name:  Vorname:

Adresse:

PLZ: Ort: Geb.-Dat.:

Telefon: E-Mail:

Datum:  Unterschrift:
Talon einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern oder per Fax 031 981 41 61, idee@jsvp.chA
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Kaktus an:Rose an:

Aliki Panayides Balthasar Glättli
Bild: zvg

Dr. Aliki Panayides, SVP-Ge-
meinderätin aus Ostermundigen, 
darf den Stimmberechtigten ihrer 
Berner Nachbargemeinde danken. 
Satte 57,05 % haben eine Fusi-
on mit der rot-grünen Stadt Bern 
abgelehnt und damit dem Berner 
Stadtpräsidenten Alec von Graf-
fenried eine unverwartete Ohrfeige 
verpasst, die ihn politisch kräftig 
ins Wanken bringt. Die Stadt Bern 
hatte der Fusion mit 72,35 % zu-
gestimmt. Dabei war es eigentlich 
von Anfang an klar: Warum sollte 
eine Gemeinde wie Ostermundigen 
ohne Anspruch auf einen garan-
tierten Sitz im Parlament fusionie-
ren und dabei fast jede Mitsprache 
aus der Hand geben? Ostermun-
digen hat sich mit dem NEIN eine 
rot-grüne Verkehrspolitik vom Hals 
geschafft und dürfte noch lange 
vom Alleingang profitieren. Neue 
Fusionspartner sind für die Stadt 
Bern keine in Sicht.

Der Grünen-Präsident Balthasar 
Glättli propagiert eine Art Wahr-
heitskommission für politische De-
batten. Das mag gut gemeint sein, 
ist aber völlig unsinnig. Nach der 
deutlichen Wahlschlappe hatten 
sich viele etwas mehr Zurückhal-
tung erwartet. Aber im Gegenteil, 
er erzählt nach wie vor seine süssen 
Träume vom ersten grünen Bundes-
rat, obwohl die Sitze im Parlament 
wie Eis an der Sonne schmelzten. 
Die Grünen Klimakleber sind be-
stenfalls noch ein Juniorpartner der 
roten Genossen. Die breite Bevöl-
kerung hat genug den Klima-Alar-
misten mit ihren düsteren Prophe-
zeiungen. Einzig in der rot-grünen 
Wohlfühloase Stadt Bern hat die 
linke Mehrheit leider ihren Vor-
sprung sogar noch etwas ausbauen 
können. Aber Glättli wird sich als 
Präsident nicht halten können.

Von Sabina Geiss-
bühler-Strupler  
aGrossrätin, 
3037 Herren-
schwanden (BE)

Die Justiz am Pranger

Es gibt wohl bei der Berner Kan-
tonspolizei kaum jemals bei einer 
Festnahme Polizeigewalt, wenn 
sich die zu Verhaftenden nicht weh-
ren oder gar versuchen zu flüch-
ten. Falls es also zu Polizeigewalt 
kommt, dürften in nahezu allen 
Fällen die Festgenommenen selbst 
daran Schuld sein. Zu denken gibt 
aber die Zahl der Fälle von Gewalt 
gegen die Polizei. Gewalt gegen 
die Polizei darf es nicht geben, 

und Fehlbare sind mit 
unbedingten Strafen zu 
belegen. Das ist aber 
kaum jemals der Fall. 
Täterfreundliche Ur-
teile der Kuscheljustiz 
sind für die Mehrzahl 
der Bevölkerung völlig 
unverständlich. Somit 
ist die Politik gefordert: 
Es sind Mindeststrafen 

festzulegen, damit die Justiz ge-
zwungen wird, Strafen auszuspre-
chen. Geht nicht? Weshalb gibt es 
denn bei Vergehen im Strassenver-
kehr keine Kuscheljustiz? Die in-
nere Sicherheit ist eine vorrangige 
Aufgabe in einer Demokratie. 

Schützen wir die Polizei vor Ge-
walt, indem Fehlbare lückenlos zur 
Verantwortung gezogen werden. 


